
      
 

 

 

 

Sehr geehrte Mandantin, 
sehr geehrter Mandant, 

verkehrstherapeutische Leistungen sind um-
satzsteuerpflichtig. Wir stellen Ihnen in diesem 
Zusammenhang ein Urteil vor, in dem es um die 
Vorbereitung auf den „Idiotentest“ ging. Zudem 
beleuchten wir, worauf Sie bei einer kombinierten 
privaten Berufsunfähigkeitsversicherung ach-
ten sollten. Der Steuertipp zeigt, warum die Ein-
lösung von Xetra-Gold-Inhaberschuldver-
schreibungen nicht steuerbar ist. 

MPU  

Vorbereitung auf „Idiotentest“ ist keine 
umsatzsteuerfreie Heilbehandlung 
Die Vorbereitung auf medizinisch-psychologische 
Untersuchungen (MPU), im Volksmund auch 
„Idiotentest“, stellt keine umsatzsteuerfreie Heil-
behandlung dar. Zu diesem Ergebnis ist das Fi-
nanzgericht Münster (FG) gelangt. 

Im Streitfall ging es um einen approbierten psy-
chologischen Psychotherapeuten, der unter an-
derem verkehrstherapeutische Leistungen er-
brachte. Diese Leistungen nahmen Personen in 
Anspruch, die sich aufgrund von Verkehrsdelik-
ten (z.B. Fahren unter Alkohol- oder Drogenein-
fluss oder Geschwindigkeitsverstöße) mit dem 
Ziel der Wiedererlangung der Fahrerlaubnis auf 
eine MPU vorbereiteten. Im Rahmen einer Au-
ßenprüfung unterwarf das Finanzamt die Umsät-
ze aus diesen Leistungen der Umsatzsteuer, da 
es hierin keine steuerfreien Heilbehandlungen 
sah. Die Klage dagegen blieb erfolglos. 

Als Heilbehandlungen sind laut FG nur Tätigkei-
ten anzusehen, die zur Vorbeugung, Diagnose, 
Behandlung und, soweit möglich, zur Heilung 
von Krankheiten oder Gesundheitsstörungen im 
Bereich der Humanmedizin vorgenommen wer-
den. Das Hauptziel der verkehrstherapeutischen 
Leistungen des Psychotherapeuten sei jedoch 

die Wiedererlangung der Fahrerlaubnis seiner 
Klienten. Das sei insbesondere anhand der Wer-
bung des Psychotherapeuten auf seiner Home-
page und auf Flyern deutlich geworden. Von ei-
ner Behandlung von Krankheiten sei dort keine 
Rede. Andernfalls hätten die Klienten die Thera-
piekosten nicht selbst getragen, sondern ärztlich 
verordnete und von den Krankenkassen finan-
zierte Therapien in Anspruch genommen. 

Hinweis: Die Revision wurde nicht zugelas-
sen und der Fall landete somit nicht vor dem 
Bundesfinanzhof. Leistungen gelten also nur 
als Heilbehandlungen, wenn sie direkt an der 
Krankheit und deren Ursachen ansetzen und 
nicht nur darauf abzielen, die Auswirkungen 
der Erkrankung auf die Lebensgestaltung auf-
zufangen. Wenn Sie sich unsicher sind, ob Ih-
re Leistungen Heilbehandlungen sind, spre-
chen Sie uns an. 

Ergänzende Absicherung  

Denken Sie über eine Berufsunfähigkeits- 
und Altersrente nach? 
Ein Gespräch mit einem Versicherungsmakler 
über die Altersvorsorge kann erhellend sein, aber 
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auch überfordern. Wenn Sie etwa das Risiko ei-
ner Berufsunfähigkeit absichern möchten und 
Ihnen kombinierte Produkte angeboten werden, 
ist aus steuerlicher Sicht Vorsicht geboten: Die 
Kombination einer Altersvorsorge in Form einer 
privaten Basisrente und einer Berufsunfähig-
keitsversicherung kann zu einer höheren Steuer 
führen als nötig. 

In einem Streitfall vor dem Finanzgericht Müns-
ter (FG) hatte sich der Kläger im Jahr 2007 für 
eine solche Kombination - also Berufsunfähig-
keitsversicherung plus Basisrente - entschieden. 
Den Sonderausgabenabzug für die monatlich ge-
zahlten Prämien hatte er steuermindernd geltend 
gemacht. Nun sollte er zum Zeitpunkt der Aus-
zahlung der Berufsunfähigkeitsrente 58 % ver-
steuern. Das FG hat jedoch entschieden, dass 
lediglich 21 % der Rentenzahlungen zur Versteu-
erung herangezogen werden. 

Zwei Umstände sprachen für die Entscheidung 
zugunsten des Klägers: 

• Zum einen entfielen zwar 51 % der geleiste-
ten Prämien auf die Berufsunfähigkeitsversi-
cherung und nur 49 % auf die Altersvorsorge. 
In den Prämien für die Berufsunfähigkeitsver-
sicherung steckte aber ein kleiner Anteil zur 
Risikoabdeckung für den Fall, dass bei einer 
Berufsunfähigkeit die Beiträge für die Alters-
vorsorge nicht mehr geleistet werden können. 
Daher kehrte sich das Verhältnis zugunsten 
der Altersvorsorgeprämie um. Sobald aber 
der Prämienanteil für die Altersvorsorge mehr 
als 50 % ausmacht, ist steuerrechtlich nicht 
mehr von einer Kombination, sondern von 
zwei separaten Verträgen auszugehen. Die 
Konsequenz ist dann die Besteuerung der 
Versicherungsleistungen aus der Berufsunfä-
higkeitsversicherung mit dem Ertragsanteil. 

• Zum anderen gewährleistete die Berufsunfä-
higkeitsversicherung nur eine Absicherung bis 
zum 60. Lebensjahr. Insoweit lag eine Ver-
sorgungslücke bis zum Renteneintrittsalter 
vor. In diesem Fall ist die Konsequenz nach 
Auffassung des FG ebenfalls die Besteuerung 
mit dem Ertragsanteil. Nur bei einer lückenlo-
sen Absicherung wäre auch die volle Versteu-
erung - im Streitfall zu 58 % - vorzunehmen 
gewesen. 

Hinweis: Sie planen die finanzielle Absiche-
rung Ihres Lebens bei einem Versicherungs-
makler Ihres Vertrauens? Unterschätzen Sie 
die steuerlichen Auswirkungen der künftigen 
Rentenzahlungen nicht. Sofern Sie bestimmte 
Produkte ausgewählt haben, lassen Sie sich 
dazu auch von uns beraten. 

Fremdvergleich  

Wenn Wohnungen an Lebenspartner 
vermietet werden 
Sie sind nicht verheiratet und vermieten Ihrer 
Partnerin, Ihrem Partner oder einer anderen 
Ihnen nahestehenden Person einen Teil Ihres 
Hauses? In einem solchen Fall sieht das Finanz-
amt genau hin: Handelt es sich überhaupt um ei-
ne Vermietung - oder steht die nur auf dem Pa-
pier? Im ersten Fall können Sie Werbungskos-
ten für die vermietete Wohnung geltend machen 
(z.B. Renovierungskosten). Dadurch können Sie 
grundsätzlich Ihre Steuerlast senken. Im zweiten 
Fall interessiert sich das Finanzamt gar nicht für 
die Wohnung - Einnahmen hieraus und Ausga-
ben hierfür sind quasi Privatvergnügen.  

Ganz ungünstig ist es für einen Vermieter vor 
dem Finanzgericht München (FG) gelaufen. Hier 
hatte das Finanzamt von der Partnerschaft zwi-
schen Vermieter und Mieterin - und damit von 
dem Näheverhältnis - erst später erfahren. Dar-
aufhin änderte es die Steuerbescheide und er-
kannte bisher berücksichtigte (negative) Vermie-
tungseinkünfte nicht mehr an. Da der Vermieter 
hohe Erhaltungsaufwendungen als Werbungs-
kosten geltend gemacht hatte, kam es zu einer 
üppigen Steuernachzahlung. 

Der Grund für die Änderung - eine Partnerschaft 
allein reicht nicht aus, um ein Mietverhältnis nicht 
anzuerkennen - bestand darin, dass die beiden 
allem Anschein nach zusammenlebten. In zwei 
Mietverträgen war unter anderem festgelegt, 
dass die Mieterin den Rest des Hauses kostenlos 
mitbenutzen durfte. Allerdings enthielten die Ver-
träge unterschiedliche Angaben über die Größe 
der vermieteten Wohnung und die Höhe der Mie-
te. Auch machte der Vermieter im Laufe des Ver-
fahrens unterschiedliche Angaben dazu, welcher 
Vertrag der gültige ist.  

 

Das FG kam zu dem Ergebnis, dass die Miete 
eher einen Beitrag der Partnerin zur gemeinsa-
men Haushaltsführung darstellte. Ein steuerlich 
anzuerkennendes Mietverhältnis lag jedenfalls 
nicht vor. Sowohl die Mietverträge als auch die 
Durchführung des Mietverhältnisses waren 
fremdunüblich. Daher konnten auch die hohen 
Umbau- und Renovierungskosten des Vermieters 
nicht als Werbungskosten bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung berücksichtigt wer-
den. Eine Vermietung lag nicht vor. 

 

Hinweis: Wir können in Ihrer Einkommen-
steuererklärung bei Ihren Vermietungsein-
künften angeben, ob ein Näheverhältnis zu 
den Mietern besteht oder nicht. Dann sind Sie 
vor unerwarteten Steuernachzahlungen wie 
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denen im Streitfall geschützt. 

Widerspruch  

Wie viel Betreuung rechtfertigt einen Be-
treuungsfreibetrag? 
Pro steuerlich anerkanntem Kind steht jedem El-
ternteil neben dem Kinderfreibetrag von 2.394 € 
ein Betreuungsfreibetrag von 1.320 € zu. Ha-
ben getrenntlebende Eltern ein minderjähriges 
Kind, kann der Elternteil, bei dem es gemeldet 
ist, den doppelten Betreuungsfreibetrag bean-
spruchen. Der andere Elternteil geht dann leer 
aus. Er kann der Übertragung seines Freibetrags 
aber widersprechen, wenn er die Kosten der Kin-
derbetreuung trägt oder das Kind regelmäßig in 
einem nicht unwesentlichen Umfang betreut.  

Laut Bundesfinanzhof erfolgt die Betreuung be-
reits dann in ausreichendem Umfang, wenn der 
zeitliche Betreuungsanteil jährlich durchschnitt-
lich mindestens 10 % beträgt. 

Pauschale  

Fiskus stellt bei Ehrenamt bis zu 975 € 
pro Jahr steuerfrei 
Ohne ehrenamtliches Engagement würden viele 
Bereiche des öffentlichen und sozialen Lebens 
nicht funktionieren. Auch der Steuergesetzgeber 
hat die gesellschaftliche Bedeutung des Ehren-
amts erkannt und daher eine steuerfreie Ehren-
amtspauschale von 720 € pro Jahr gesetzlich 
festgeschrieben. Die Pauschale gilt zum Beispiel 
für die Vergütung von Vereinsvorständen, -kas-
sierern, -schriftführern, -platzwarten, Jugendlei-
tern oder Amateurschiedsrichtern. Auch ehren-
amtliche Tierpfleger, Dolmetscher, Mitarbeiter 
von Rettungsdiensten und der freiwilligen Feuer-
wehr können für ihre Einnahmen die Ehrenamts-
pauschale beanspruchen. 

Zentrale Voraussetzung für die Gewährung der 
Pauschale ist, dass die ehrenamtliche Tätigkeit 
im Nebenberuf ausgeübt wird. Sie darf nicht 
mehr als ein Drittel der Arbeitszeit eines ver-
gleichbaren Vollzeiterwerbs in Anspruch nehmen. 
Profitieren können aber auch Personen, die im 
steuerrechtlichen Sinne gar keinen Hauptberuf 
ausüben, zum Beispiel Hausfrauen/-männer, 
Studierende, Arbeitslose oder Rentner(innen). 
Erforderlich ist zudem, dass die Tätigkeit bei 
gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Ein-
richtungen (z.B. Vereinen, Stiftungen) oder bei 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
(unter anderem Gemeinden) ausgeübt wird. 

Handelt es sich bei der Vergütung für das Ehren-
amt steuerrechtlich um „sonstige Einkünfte“, 
kann zudem eine jährliche Freigrenze von bis 
zu 256 € genutzt werden, bis zu der ebenfalls 
Steuerfreiheit eintritt. Somit lassen sich sogar 
975,99 € pro Jahr steuerfrei beziehen. 

Steuerbefreiung  

Stiftung ist erst ab Erstellung  
der Satzung gemeinnützig 
Stiftungen erfreuen sich immer größerer Beliebt-
heit: Laut Bundesverband Deutscher Stiftungen 
gibt es derzeit 21.806 Stiftungen in Deutschland, 
von denen 95 % steuerbefreit sind. 

Eine solche gemeinnützige Stiftung hatte auch 
jemand im Sinn, als er in seinem Testament ver-
fügte, sein gesamtes Vermögen solle einer Stif-
tung für „ältere durch nicht selbst verschuldete 
Armut bedrückte deutsche Mitbürger“ zugute-
kommen. Nachdem der Stifter im Jahr 2004 ge-
storben war, wurde ein Nachlasspfleger bestellt, 
der aber erst Anfang 2007 für die Erstellung einer 
ordnungsgemäßen Stiftungssatzung sorgte. Was 
passiert mit den Miet- und Zinseinnahmen, die 
das Stiftungsvermögen in den Jahren 2005 und 
2006 erwirtschaftet hat? Für das Finanzamt lag 
die Antwort auf der Hand: Besteuern!  

 

Die Stiftung wandte sich gegen die Körperschaft-
steuerfestsetzung. Die Steuerpflicht habe erst mit 
ihrer Rechtsfähigkeit im Jahr 2007 beginnen 
können, für den Zeitraum davor könne mangels 
Steuersubjekts keine Besteuerung stattfinden. 
Die Stiftung musste sich eines Besseren beleh-
ren lassen: Laut Finanzgericht Münster (FG) be-
ginnt die Steuerpflicht mit dem Tod des Stifters. 
Eine Stiftung von Todes wegen ist nicht bereits 
ab dem Todeszeitpunkt des Stifters, sondern erst 
ab der Erstellung der Satzung als gemeinnützig 
anzuerkennen; vorher sind die Voraussetzungen 
für die Steuerbefreiung nicht erfüllt. 

Hinweis: In ähnlichen Fällen sollten Sie strikt 
darauf achten, dass eine ordnungsgemäße 
Satzung zeitnah erstellt wird. Ansonsten wird 
das Stiftungsvermögen allmählich durch un-
nötige Steuerzahlungen geschmälert. Die Stif-
tung hat gegen die Entscheidung des FG Re-
vision beim Bundesfinanzhof eingelegt. Wir 
halten Sie über den Ausgang des Verfahrens 
auf dem Laufenden. 
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Wertgrenze  

Nehmen Sie keine Werbegeschenke an, 
die mehr als 1 € kosten! 
Werbegeschenke an Ärzte und Apotheker dürfen 
nicht mehr als 1 € kosten. Das Oberlandesgericht 
Stuttgart (OLG) hat kürzlich eine Entscheidung 
des Landgerichts Stuttgart bestätigt, wonach 
auch hier die Wertgrenze von 1 € gilt. Im Urteils-
fall hatten Apotheker in ganz Deutschland Pro-
duktkoffer zu Werbezwecken von einem phar-
mazeutischen Unternehmen geschenkt be-
kommen. In den Koffern befanden sich sechs 
verschiedene Arzneimittel gegen Erkältungsbe-
schwerden mit einem unrabattierten Einkaufs-
preis von 27,47 €. Ein konkurrierendes pharma-
zeutisches Unternehmen klagte auf Unterlassung 
dieser Werbeaktion. Das OLG gab der Klage 
statt. 

Der Bundesgerichtshof hat bereits im Jahr 2013 
für Werbegeschenke an Verbraucher eine Wert-
grenze von 1 € festgelegt. Aus Sicht des OLG 
gilt diese Grenze auch für Werbegeschenke an 
Ärzte und Apotheker. Der Wert des Produktkof-
fers habe allerdings diese Geringwertigkeitsgren-
ze überschritten. Laut Heilmittelwerbegesetz sei 
es unzulässig, „Zuwendungen und sonstige Wer-
begaben (Waren oder Leistungen)“ zu gewähren. 
Oft sei bei einer kostenlosen Leistung zu erwar-
ten, dass sich der Empfänger in irgendeiner Wei-
se erkenntlich zeige. Dies könne dazu führen, 
dass der umworbene Apotheker die Produkte ei-
nem Kunden empfehle, worin eine unsachliche 
Beeinflussung bestehe. Eine solche solle durch 
das Gesetz verhindert werden. 

Hinweis: Die Revision hat das OLG nicht zu-
gelassen. 

Wir empfehlen Ihnen, solche Werbegeschen-
ke gar nicht erst anzunehmen, um Strafver-
fahren sicher auszuschließen. 

Steuertipp  

Einlösung von Xetra-Gold-
Inhaberschuldverschreibungen 
Xetra-Gold-Inhaberschuldverschreibungen sind 
börsenfähige Wertpapiere, die dem Inhaber das 
Recht auf Auslieferung eines Gramms Gold 
gewähren. Dieses Recht kann jederzeit (unter 
Einhaltung einer Lieferfrist von zehn Tagen) ge-
genüber der Bank geltend gemacht werden. Da-
neben können die Wertpapiere an der Börse ge-
handelt werden. Zur Besicherung und Erfüllbar-
keit der Auslieferungsansprüche ist die Inhaber-
schuldverschreibung jederzeit durch physisch 
eingelagertes Gold gedeckt (zu mindestens 

95 %). Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschie-
den, dass die Einlösung von Xetra-Gold-Inhaber-
schuldverschreibungen nicht der Einkommen-
steuer unterliegt.  

Die Kläger waren Eheleute, die Xetra-Gold-Inha-
berschuldverschreibungen erworben hatten und 
sich das verbriefte Gold innerhalb eines Jahres 
nach dem Erwerb physisch aushändigen ließen. 
Das Finanzamt besteuerte die Wertsteigerung, 
die im Zeitraum zwischen dem Erwerb der Inha-
berschuldverschreibungen und der Auslieferung 
des physischen Goldes eingetreten war, als pri-
vates Veräußerungsgeschäft. Dagegen klagten 
die Eheleute und erhielten recht:  

Nach Ansicht des BFH wurde durch die innerhalb 
eines Jahres nach dem Erwerb der Inhaber-
schuldverschreibungen erfolgte Einlösung (mit 
Auslieferung des physischen Goldes) keine Ver-
äußerung verwirklicht. Die angeschafften Inha-
berschuldverschreibungen waren nicht entgeltlich 
übertragen worden. Die Eheleute hatten nur ihren 
verbrieften Anspruch auf Lieferung des Goldes 
eingelöst und gegen Rückgabe der Inhaber-
schuldverschreibungen ihr Gold empfangen. 
Hierdurch hatte sich ihre wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit nicht gesteigert, da sie auch da-
nach das Risiko eines fallenden Goldpreises tru-
gen. Das ausgelieferte Gold befand sich im Ei-
gentum der Eheleute und wurde in ihrem Bank-
depot verwahrt. 

Hinweis: Die zwischen dem Erwerb der Inha-
berschuldverschreibungen und der Ausliefe-
rung des physischen Goldes eingetretene 
Wertsteigerung führte laut BFH auch nicht zu 
steuerbaren Einkünften aus Kapitalvermögen, 
da die Schuldverschreibungen keine Kapital-
forderungen verbrieften.  

Im Streitfall hatte der BFH übrigens nicht über 
die Veräußerung der Inhaberschuldverschrei-
bungen an der Börse oder an andere Erwer-
ber zu entscheiden. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr PKF WMS 
 Med Team

PKF WMS Bruns-Coppenrath & Partner mbB 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberater Rechtsanwälte 

Alle Informationen nach bestem Wissen, jedoch ohne Gewähr. Diese Information ersetzt nicht die individuelle Beratung! 


